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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 378/12 B 
 
L 5 R 533/11 (Hessisches LSG) 
S 19 R 429/08 (SG Gießen) 
 
 
 
………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………….., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Hessen, 
Städelstraße 28, 60596 Frankfurt am Main, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. November 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 10. August 2012 wird als unzulässig verwor-

fen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 10.8.2012 hat das Hessische LSG einen Anspruch des Klägers auf Rente wegen 

verminderter Erwerbsfähigkeit verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung wird ein Verfahrensmangel geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 S 3 SGG).  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG 

kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 

Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Soweit - wie vorliegend - Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) 

gerügt werden, muss die Beschwerdebegründung hierzu jeweils folgende Punkte enthalten: 

(1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, 

dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund derer 

bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von 

dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass 
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gegeben hätten, (4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisauf-

nahme und (5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich feh-

lerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des be-

haupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus 

zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (BSG 

SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a 

RdNr 55). 

 

Die Beschwerdebegründung wird schon dem ersten Erfordernis nicht gerecht. Denn der Kläger 

räumt selbst ein, er habe seinen schriftsätzlich angekündigten Antrag, Dr. B.        als sach-

verständigen Zeugen zu hören, "nicht nochmals im Rahmen der mündlichen Verhandlung aus-

drücklich wiederholt". Die Beschwerdebegründung verschweigt jedoch, auf welchem anderen 

Weg der Kläger dem Berufungsgericht am Schluss der mündlichen Verhandlung verdeutlicht 

haben könnte, dass er den schriftsätzlich angekündigten Antrag weiter aufrechterhält. Der Be-

weisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tatsacheninstanz 

unmittelbar vor der Entscheidung signalisieren, dass ein Beteiligter die gerichtliche Aufklärungs-

pflicht noch für defizitär hält (vgl dazu BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21 und Nr 31 S 52). 

Diese Warnfunktion des Beweisantrags verfehlen Beweisgesuche, die lediglich in der 

Berufungsschrift oder sonstigen Schriftsätzen enthalten sind (BSG SozR 1500 § 160 Nr 67 

S 73; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21 und Nr 35 S 73). Sie sind nur als Hinweise oder bloße 

Anregungen zu verstehen (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21 und Nr 35 S 73). Um die 

Warnfunktion zu aktivieren, muss ein rechtskundig vertretener Beschwerdeführer sein 

Beweisbegehren deshalb in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG als 

prozessordnungskonformen "Beweisantrag" iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG wiederholen 

und protokollieren lassen (§ 122 SGG iVm § 160 Abs 4 S 1 ZPO). Ohne eine solche förmliche 

Antragstellung ist regelmäßig davon auszugehen (vgl § 202 S 1 SGG iVm § 295 Abs 1 ZPO), 

dass er sein Beweisverlangen nicht mehr weiterverfolgt, sondern - wie hier - fallengelassen hat. 

Dass der Kläger nie erklärt hat, von seinem ursprünglichen Beweisgesuch Abstand zu nehmen, 

ist deshalb belanglos. 

 

Das Erfordernis, einen Beweisantrag zu stellen, kann auch nicht mit der Rüge umgangen wer-

den, das LSG habe Hinweispflichten aus § 106 Abs 1, § 112 Abs 2 S 1 SGG verletzt, weil es 

von Amts wegen nicht auf die Stellung angemessener und sachdienlicher Anträge hingewirkt 

habe (BSG SozR 1500 § 160 Nr 13; BSG Beschluss vom 28.5.1997 - 9 BV 144/96 - NZS 1997, 

592; Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, Vor § 60 RdNr 1h und 

Leitherer, aaO, § 160 RdNr 18c mwN). Denn solche Hinweispflichten, die auch nicht gestellten 

Beweisanträgen über den Umweg der §§ 106, 112 zum Erfolg verhelfen könnten, existieren 

nicht (vgl Senatsbeschlüsse vom 15.5.2012 - B 5 R 94/12 B - BeckRS 2012, 70292 RdNr 8 und 

vom 5.5.2010 - B 5 R 26/10 B - Juris RdNr 10 sowie BSG Beschluss vom 24.7.2002 - B 7 AL 

228/01 B - Juris RdNr 6). Hält das Tatsachengericht eine Beweisaufnahme für notwendig, so 
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hat es keinen entsprechenden Beweisantrag herbeizuführen, sondern den Beweis von Amts 

wegen auch ohne Antrag zu erheben. Lehnt es die Beweiserhebung dagegen ab, so muss es 

nicht kompensatorisch auf einen Beweisantrag hinwirken und damit helfen, eine 

Nichtzulassungsbeschwerde vorzubereiten (BSG SozR 1500 § 160 Nr 13; Becker, SGb 2007, 

328, 331; Berchtold in ders/Richter, Prozesse in Sozialsachen, 2009, § 7 RdNr 132; 

Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX 

RdNr 132). Dass das Berufungsgericht den Kläger von der Stellung eines Beweisantrags 

abgehalten habe (vgl dazu BSG Beschluss vom 21.9.2010 - B 12 KR 17/10 B - BeckRS 2010, 

74049 RdNr 12), behauptet die Beschwerdebegründung nicht. 

 

Soweit der Kläger die Frage thematisiert, "ob das Gericht nicht Herrn Dr. K.       als benannten 

Sachverständigen hätte auffordern müssen, selbst ein Sachverständigengutachten zu den auf-

geworfenen Fragen zu stellen", übersieht er, dass eine Nichtzulassungsbeschwerde nach der 

ausdrücklichen Bestimmung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG auf eine Verletzung des § 109 

SGG unter keinen Umständen gestützt werden kann (BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 4 RdNr 3). 

Dieser Ausschluss gilt ausnahmslos für jede (vermeintlich) fehlerhafte Anwendung dieser Vor-

schrift (vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 9 RdNr 2; SozR 1500 § 160 Nr 34). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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